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Synoptischer Vergleich zwischen dem Teilhabe- und Integrationsgesetz (TIntG - alter Fassung) und dem neuen TIntG 
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Präambel nicht vorhanden!  In der Tradition Nordrhein-Westfalens als vielfältiges und weltoffenes Einwande-
rungsland, 
 
auf der Grundlage der freiheitlichen demokratischen Grundordnung nach dem 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen, 
 
in Achtung vor der Unantastbarkeit der Würde eines jeden Menschen, unabhän-
gig von Herkunft, Sprache, Geschlecht, Alter, Zugehörigkeit zu einer Religion o-
der Weltanschauung, sexueller und geschlechtlicher Identität, sozialer Lage oder 
einer körperlichen, seelischen, geistigen oder Sinnesbeeinträchtigung, 
 
wird bekräftigt, dass 
 
1. die Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen und die Gesetze die Grund-
lage für ein gedeihliches, chancengerechtes, respekt- und friedvolles Zusam-
menleben aller Menschen in ihrer Vielfalt bilden, 
 
2. jeglichen Formen von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Diskrimi-
nierung aufgrund von Geschlecht, Alter, Abstammung, Herkunft, Religion, sexu-
eller und geschlechtlicher Identität oder Behinderung wie zum Beispiel Antisemi-
tismus, Rassismus, Antiziganismus und antimuslimischem Rassismus entschie-
den entgegenzutreten ist und Betroffene von gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit gegen Diskriminierung zu stärken sind, 
 
3. zur Stärkung des gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalts und zur Förde-
rung einer chancen- und teilhabegerechten Gesellschaft das Zusammenwirken 
des Landes, der Kommunen, der gemeinnützigen Verbände und Organisatio-
nen, der Wirtschaft, der Wissenschaft, der Kultur und der Zivilgesellschaft zu un-
terstützen ist und 
 
4. Integration ein dynamischer, langfristiger und anhaltender Prozess des ge-
genseitigen Entgegenkommens und Zusammenwirkens aller im Land lebenden 
Menschen ist. 
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Teil 1: Allgemeine Bestimmungen 

 
Ziele /  

Verständnis 
§ 1 Ziele 
 
Ziel dieses Gesetzes ist, 
1. eine Grundlage für ein gedeihliches und friedvolles Zusammenleben der Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund zu schaffen, 
2. jede Form von Rassismus und Diskriminierung einzelner Bevölkerungsgrup-
pen zu bekämpfen, 
3. eine Kultur der Anerkennung und des gleichberechtigten Miteinanders auf der 
Basis der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu prägen, 
4. Menschen mit Migrationshintergrund unabhängig von ihrer sozialen Lage, ih-
rer Herkunft, ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Identität, ihrer Religion oder 
Weltanschauung insbesondere bei ihrer Bildung, Ausbildung und Beschäftigung 
zu unterstützen und zu begleiten, 
5. die soziale, gesellschaftliche und politische Teilhabe der Menschen mit Migra-
tionshintergrund zu fördern, 
6. die Organisationen der Menschen mit Migrationshintergrund in demokratische 
Strukturen und Prozesse einzubinden und sie zu fördern, 
7. die Landesverwaltung interkulturell weiter zu öffnen, 
8. die Integration fördernde Struktur auf Landes- und Kommunalebene zu si-
chern und weiter zu entwickeln und 
9. die Kommunen bei der Erfüllung ihrer Leistungen im Rahmen der Aufnahme 
besonderer Zuwanderergruppen durch Integrationspauschalen zu unterstützen. 
 

§ 1 Teilhabe- und Integrationsverständnis 
 
(1) Integration ist ein Prozess und umfasst nach diesem Gesetz im Einzelnen: 
 
1. (Integration als Ankommen) die Würdigung und Unterstützung neu eingewan-
derter Menschen in der ersten Phase des Ankommens, insbesondere in den Be-
reichen Spracherwerb, Wohnen, Bildung, Arbeit und Gesundheit sowie Rechts-
kunde und Verbraucherschutz im Sinne einer systematischen Grund- und Erst-
versorgung, 
 
2. (Integration als Teilhaben) eine umfassende soziale, gesellschaftliche, kultu-
relle und rechtliche Teilhabe der Menschen mit Einwanderungsgeschichte durch 
den Abbau von Zugangs- und Teilhabebarrieren auch in den institutionellen Re-
gelsystemen, die Förderung der interkulturellen Öffnung aller beteiligten öffentli-
chen Institutionen und die Förderung von Mehrsprachigkeit und ihrer Anerken-
nung sowie 
 
3. (Integration als Gestalten) die Förderung eines umfassenden gesellschaftli-
chen und politischen Prozesses von Begegnung und Austausch aller Menschen, 
unabhängig davon, ob und welche Einwanderungsgeschichte gegeben ist, zur 
Gestaltung und Pflege einer gemeinsamen Identität, Heimat und Erinnerungskul-
tur in Nordrhein-Westfalen sowie zur Förderung demokratischen Handelns; jegli-
chen Formen von Antisemitismus, Rassismus, Antiziganismus, antimuslimi-
schem Rassismus und weiterer gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und 
Diskriminierung wird durch das Land entgegengewirkt. 
 
(2) Die Prozesse in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 können gleichzeitig oder nachei-
nander bestehen und sich wechselseitig bedingen.  
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Grundsätze § 2 Grundsätze 
 
(1) Das Bewusstsein der Menschen mit und ohne Migrationshintergrund für ge-
genseitige Offenheit, Toleranz, Respekt und Veränderungsbereitschaft ist zu för-
dern. 
 
(2) Das Land erkennt die sozialen, kulturellen und ökonomischen Potentiale und 
Leistungen der Zugewanderten an, und fordert von ihnen wie schon von allen 
anderen hier lebenden Menschen auch die Anerkennung der durch das Grund-
gesetz und die Landesverfassung geschützten gemeinsamen Grundwerte. 
 
(3) Das Erlernen der deutschen Sprache ist für das Gelingen der Integration von 
zentraler Bedeutung und wird daher gefördert. Dabei ist das eigene Engagement 
beim Spracherwerb unerlässlich und zu fördern. Die Wertschätzung der natürli-
chen Mehrsprachigkeit ist ebenfalls von besonderer Bedeutung. 
 
(4) Integrationsspezifische Entscheidungen und konzeptionelle Entwicklungen 
sollen den verschiedenen Lebenssituationen der Menschen mit Migrationshinter-
grund Rechnung tragen. Dabei sind insbesondere unterschiedliche Auswirkun-
gen auf die Geschlechter und die spezifischen Bedürfnisse von Familien sowie 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund zu beachten sowie Be-
reiche wie Tod und Bestattungen miteinzubeziehen. 
 
(5) Das bürgerschaftliche Engagement von und für Menschen mit Migrationshin-
tergrund soll in allen Bereichen der Gesellschaft gestärkt werden. Dabei ist auch 
auf gemeinsame Formen ehrenamtlichen Engagements hinzuwirken, da diese 
als Grundlage für Begegnung, Verständigung und Gemeinschaft wirken. Dafür 
ist die interkulturelle Öffnung von Vereinen und Organisationen erforderlich. 
 
(6) Das allgemeine Verständnis für Integration und kulturelle Vielfalt ist durch die 
Bildungs-, Erziehungs- und Informationsträger zu verbessern. 
 
(7) Integration hat die kulturellen Identitäten von Menschen mit Migrationshinter-
grund zu berücksichtigen. 

 

§ 2 Teilhabe- und Integrationsgrundsätze 
 
(1) Das Bewusstsein aller Menschen für gegenseitige Offenheit, Toleranz, Res-
pekt und Mitwirkungsbereitschaft ist zu fördern. 
 
(2) Die interkulturelle Öffnung ist eine wichtige Grundlage für gelingende Teil-
habe und Integration. Hierfür ist die interkulturelle Kompetenz der Menschen zu 
stärken.  
 
(3) Insbesondere im Rahmen von den §§ 5, 10 und 12 sind die Voraussetzungen 
zu schaffen, um die Organisationen der Menschen mit Einwanderungsge-
schichte in demokratische Strukturen und Prozesse einzubinden und zu fördern. 
 
(4) Insbesondere im Rahmen von § 7 werden Maßnahmen gegen Antisemitis-
mus, Antiziganismus, Rassismus, antimuslimischen Rassismus, Sexismus, 
Homo- und Transfeindlichkeit und gegen weitere Formen von gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und Diskriminierung fortentwickelt und gefördert. 
 
(5) Integration hat die Identitäten von Menschen mit und ohne Einwanderungs-
geschichte zu berücksichtigen. Die Integrationspolitik des Landes unterstützt 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte. Unabhängig von Einwanderungs- oder 
Aufenthaltsstatus unterstützt sie Menschen, die von rassistischer oder anderer 
Diskriminierung betroffen sind. 
 
(6) Insbesondere im Rahmen von den §§ 8, 9 und 12 ist die Integration för-
dernde Infrastruktur auf Landes- und Kommunalebene zu verstetigen, zu fördern 
und weiter zu entwickeln. 
 
(7) Das bürgerschaftliche Engagement für Teilhabe und Integration soll in allen 
Bereichen der Gesellschaft gestärkt werden. Dabei ist auch auf gemeinsame 
Formen ehrenamtlichen Engagements insbesondere im Rahmen von den §§ 8 
und 12 hinzuwirken. 
 
(8) Die soziale, gesellschaftliche, kulturelle und politische Teilhabe von Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte ist zu fördern, insbesondere nach den §§ 
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(8) Die Medienkompetenz der Menschen mit Migrationshintergrund ist für ihre 
gesellschaftliche und politische Teilhabe zu stärken. Die interkulturelle Öffnung 
der Medien ist zu unterstützen. 
 
(9) Die Einbürgerung derjenigen Ausländerinnen und Ausländer, die die Voraus-
setzungen dafür erfüllen, liegt im Interesse des Landes. 

10 und 11 die Integration durch Bildung, die Integration durch Erwerb der deut-
schen Sprache, durch Ausbildung und Arbeit sowie die Integration in die Regel-
systeme der Gesundheitsvorsorge und -fürsorge.  
 
(9) Die Medienkompetenz der Menschen mit Einwanderungsgeschichte ein-
schließlich des Zugangs zu digitalen Angeboten für ihre gesellschaftliche und 
politische Teilhabe ist zu stärken. 
 
(10) Die Einbürgerung derjenigen Ausländerinnen und Ausländer, die die Vo-
raussetzungen dafür erfüllen, liegt im Interesse des Landes. Das Land bietet den 
Einbürgerungsbehörden und den Organisationen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte nach § 12 Absatz 2 hierzu eine Zusammenarbeit an. 
 

Verwirkli-
chung 

§ 3 Verwirklichung der Ziele 
 
(1) Die Behörden des Landes haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Verwirk-
lichung der Integrationsziele und die Anwendung der Integrationsgrundsätze zu 
unterstützen. 
 
(2) Art und Umfang der Unterstützung der Teilhabe und Integration berücksichti-
gen insbesondere den Bedarf der Menschen mit Migrationshintergrund und de-
ren aufenthaltsrechtlichen Status. Orientiert am individuellen Bedarf des Einzel-
nen unter Beachtung der Vorgaben bei vorübergehendem Aufenthalt unterstützt 
das Land den Zugang zu Integrationsangeboten. Die Unterstützung nach den 
Sätzen 1 und 2 soll dazu beitragen, Möglichkeiten und Perspektiven für die per-
sönliche Entwicklung sowie gesellschaftliche Teilhabe zu eröffnen. 
 
(3) Das Land schafft und unterstützt Strukturen und Maßnahmen zur sozialen, 
gesellschaftlichen und politischen Teilhabe der Menschen mit Migrationshinter-
grund. 
 
(4) Soweit dieses Gesetz über Leistungen nach § 14 hinaus finanzielle Förde-
rungen vorsieht, erfolgen diese nach Maßgabe des Landeshaushalts. Ein An-
spruch auf finanzielle Förderung und Unterstützung über die Leistungen nach § 
14 hinaus besteht nicht. Subjektiv-öffentliche Rechte werden mit diesem Gesetz 
nicht begründet. 

§ 3 Verwirklichung der Teilhabe- und Integrationsgrundsätze 
 
(1) Die Behörden des Landes richten ihr Verwaltungshandeln an dem Teilhabe- 
und Integrationsverständnis nach § 1 und den Teilhabe- und Integrationsgrund-
sätzen nach § 2 aus. Die Gemeinden und Gemeindeverbände können sich im 
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung, ihrer jeweiligen finanziellen Leis-
tungsfähigkeit und nach Maßgabe der Gesetze an den Inhalten der §§ 1 und 2 
orientieren. 
 
(2) Jährlich stellt das Land durch das für Integration zuständige Ministerium zur 
Förderung der landesweiten integrationspolitischen Infrastruktur in Nordrhein-
Westfalen Mittel in Höhe von mindestens 130 000 000 Euro zur Verfügung. Dar-
aus sind die Kommunalen Integrationszentren, das Kommunale Integrationsma-
nagement, die Integrationspauschalen des Landes, die Integrationsagenturen 
und Servicestellen zur Antidiskriminierung, ausgewählte Organisationen von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte und weitere institutionelle Förderungen 
zu finanzieren. Ab dem Jahr 2023 erfolgt eine Fortschreibung des Jahresansat-
zes nach Satz 1 entsprechend der Tarifsteigerung der Bekanntmachung des für 
Finanzen zuständigen Ministeriums „Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der 
Länder vom 12. Oktober 2006“ vom 8. November 2006 (MBl. NRW. S. 696) zu 
80 Prozent und der Verbraucherpreisindexentwicklung für Wohnung, Wasser, 
Strom, Gas und andere Brennstoffe gemäß Verbraucherpreisindex für Deutsch-
land des Statistischen Bundesamtes zu 20 Prozent. Die Aufteilung der Mittel 
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ergibt sich aus dem Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Lan-
des Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung.  
 
(3) Das für Integration zuständige Ministerium fördert themenspezifische sowie 
innovative Vorhaben und Projekte zur Fortentwicklung von Teilhabe und Integra-
tion. 
 
(4) Die Gemeinden erhalten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 15 Unter-
stützung seitens des Landes durch Integrationspauschalen nach § 17.  
 
(5) Ein Anspruch einzelner Gemeinden und Gemeindeverbände, einzelner Trä-
ger der Wohlfahrtspflege, einzelner freier Träger oder sonstiger integrationspoliti-
scher Akteure auf Mittel nach den Absätzen 2 und 3 besteht nicht. Subjektiv-öf-
fentliche Rechte werden mit diesem Gesetz nicht begründet. Die Integrations-
pauschalen nach § 17 sind davon ausgenommen. Die Durchführung von Integra-
tionsmaßnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände nach diesem Gesetz 
ist mit Ausnahme der Aufnahme und Betreuung besonderer Einwanderergrup-
pen gemäß § 15 wie bisher eine freiwillige Aufgabe. 
 
(6) Das Land fördert gezielt die interkulturelle Kompetenz seiner Beschäftigten 
mit dem Ziel, sie in die Lage zu versetzen, 
 
1. diskriminierungsfrei, diversitätsbewusst und kultursensibel zu handeln und  
 
2. im Rahmen ihrer jeweiligen Tätigkeit auf die Realisierung von Teilhabe- und 
Chancengerechtigkeit hinzuwirken und Diskriminierungen und Ausgrenzungen 
entgegenzuwirken. 
 
Auf die verbindliche Berücksichtigung von interkultureller Kompetenz und Ras-
sismussensibilität ist im Rahmen von Aus-, Fort- und beruflicher Weiterbildung 
der Beschäftigten hinzuwirken. 
 
(7) Integrationsspezifische Entscheidungen und konzeptionelle Entwicklungen 
sollen den verschiedenen Lebenssituationen und Bedarfen der Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte Rechnung tragen. Dabei sind insbesondere unter-
schiedliche Auswirkungen auf die Geschlechter und sexuellen Identitäten und 
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die spezifischen Bedürfnisse von Familien, älteren Menschen, Menschen mit Be-
hinderung und von Kindern und Jugendlichen mit Einwanderungsgeschichte 
auch unter Berücksichtigung von Mehrfachdiskriminierungen zu beachten sowie 
Bereiche wie Tod und Bestattungen miteinzubeziehen. Landesgeförderte integ-
rations- und teilhabebezogene Angebote richten sich grundsätzlich an alle Men-
schen, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus. Eine Ausrichtung der Landes-
förderung auf besondere Zielgruppen mit Einwanderungsgeschichte ist bei Vor-
liegen besonderer Sachgründe zulässig. 
 
(8) Das Land schafft und unterstützt in seinem Zuständigkeitsbereich fach- und 
bereichsübergreifende Strukturen und Maßnahmen zur Realisierung von Chan-
cengerechtigkeit und zur umfassenden Teilhabe nach § 1 Absatz 1 Nummer 2. 
 
(9) Es ist insbesondere durch Bildungs- und Erziehungseinrichtungen die Ver-
mittlung wichtiger Kenntnisse und Fähigkeiten für Teilhabe und Integration im 
Sinne des § 1 zu fördern. 
 
(10) Die Landesregierung richtet beim für Integration zuständigen Ministerium ei-
nen Beirat für Teilhabe und Integration ein. Dieser berät und unterstützt das 
Land bei integrationspolitischen Fragestellungen. Die für Integration zuständige 
Ministerin oder der für Integration zuständige Minister hat den Vorsitz. Für den 
Beirat für Teilhabe und Integration wird eine Geschäftsstelle beim für Integration 
zuständigen Ministerium eingerichtet. Der Beirat gibt sich eine Geschäftsord-
nung. 
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Begriffsbe-
stimmungen 

§ 4 Begriffsbestimmungen 
 
(1) Menschen mit Migrationshintergrund im Sinne dieses Gesetzes sind 
1. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikel 116  
Absatz 1 des Grundgesetzes sind oder 
2. außerhalb des heutigen Gebietes der Bundesrepublik Deutschland geborene 
und seit dem 1. Januar 1950 nach Deutschland zugewanderte Personen oder 
3. Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die Kriterien der Nummer 2 er-
füllt. 

 
(2) Interkulturelle Kompetenz im Sinne dieses Gesetzes umfasst 
1. die Fähigkeit, insbesondere in beruflichen Situationen mit Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund erfolgreich und zur gegenseitigen Zufriedenheit 
agieren zu können, 
2. die Fähigkeit bei Vorhaben, Maßnahmen, Programmen etc. die verschiedenen 
Auswirkungen auf Menschen mit und ohne Migrationshintergrund beurteilen und 
entsprechend handeln zu können sowie 
3. die Fähigkeit, die durch Diskriminierung und Ausgrenzung entstehenden in-
tegrationshemmenden Auswirkungen zu erkennen und zu überwinden. 
 

§ 4 Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte im Sinne dieses Gesetzes sind 
 
1. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikel 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes für die Bundesrepublik Deutschland sind oder 
 
2. außerhalb des heutigen Gebietes der Bundesrepublik Deutschland geborene 
und nach dem 31. Dezember 1955 nach Deutschland eingewanderte Personen 
oder 
 
3. Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die Kriterien der Nummer 2 er-
füllt. 

 
Teil 2: Aufgaben des Landes 

 
Teilhabe in 

Gremien  
§ 5 Teilhabe in Gremien 
 
In allen Gremien des Landes, die einen Bezug zu Belangen der Menschen mit 
Migrationshintergrund aufweisen, sollen Menschen mit Migrationshintergrund an-
gemessen vertreten sein. Dabei ist der Grundsatz der geschlechterparitätischen 
Besetzung laut § 12 Landesgleichstellungsgesetz zu beachten. 

§ 5 Teilhabe in Gremien 
 
In allen Gremien des Landes, die einen Bezug zu Belangen der Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte aufweisen, sollen Menschen mit Einwanderungsge-
schichte angemessen vertreten sein. Dabei ist § 12 des Landesgleichstellungs-
gesetzes vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 590), das zuletzt durch Artikel 
16 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert worden ist, 
zu beachten. 
 



 

 
8 

 

Überschrift / 
Inhalt 

 altes Recht neues Recht 

Interkultu-
relle Öffnung 
der Landes-
verwaltung 

§ 6 Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung 
 
(1) Die Landesverwaltung wird zur Stärkung ihrer Handlungsfähigkeit im Um-
gang mit der Vielfalt in der Gesellschaft interkulturell weiter geöffnet. Das erfolgt 
durch Maßnahmen zur 
1. Erhöhung des Anteils der Menschen mit Migrationshintergrund im öffentlichen 
Dienst und 
2. gezielten Förderung der interkulturellen Kompetenz der Bediensteten der Lan-
desverwaltung. 
 
(2) Die Landesregierung hat eine fachübergreifende Abstimmung zu Fragen der 
Teilhabe und Integration von Menschen mit Migrationshintergrund sicherzustel-
len. 
 
(3) Die von den Bezirksregierungen bestellten Integrationsbeauftragten unter-
stützen die Dienststelle dabei, integrationsfördernde Aspekte im Rahmen der 
Aufgabenwahrnehmung zu berücksichtigen und wirken bei der Umsetzung der 
Maßnahmen zur Integration sowie solchen, die Auswirkungen auf Menschen mit 
Migrationshintergrund haben oder haben können, mit. 
 
(4) Die Förderung der interkulturellen Kompetenz soll sowohl in staatlichen, so-
weit sie dem Landesrecht unterliegen, als auch in landesgeförderten Aus-, Fort- 
und beruflichen Weiterbildungsangeboten aufgenommen werden. Das Land 
kann die Auswahl und Förderung der in Satz 1 genannten Angebote von der Be-
reitschaft der Maßnahmeträger zur Förderung der interkulturellen Kompetenz 
abhängig machen. 

§ 6 Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung 

(1) Die Landesverwaltung wird zur Stärkung ihrer Handlungsfähigkeit interkultu-
rell weiter geöffnet. Dies umfasst insbesondere die Etablierung einer verbesser-
ten Verwaltungsstruktur, Verwaltungskultur und Organisationsentwicklung, die 
die Vielfalt in der Gesellschaft berücksichtigen.  
 
(2) Das Land fördert im Rahmen der Aus-, Fort- und beruflichen Weiterbildung 
den Erwerb und Zuwachs interkultureller Kompetenz nach § 2 Absatz 2 Satz 2 
und § 3 Absatz 6.  
 
(3) Im Rahmen der interkulturellen Öffnung wird die Erhöhung des Anteils der 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte im öffentlichen Dienst des Landes an-
gestrebt. Langfristig soll sich die Vielfalt der Gesellschaft Nordrhein-Westfalens 
in der Verwaltung widerspiegeln.  
 
(4) Das Land wirbt bei außerhalb der Landesverwaltung stehenden Institutionen 
für die Verwirklichung der interkulturellen Öffnung. 
 
(5) Die von den Bezirksregierungen bestellten Integrationsbeauftragten unter-
stützen diese dabei, integrationsfördernde Aspekte im Rahmen der Aufgaben-
wahrnehmung zu berücksichtigen, und wirken bei der Umsetzung der Maßnah-
men zur Integration sowie solchen, die Auswirkungen auf Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte haben oder haben können, mit. 
 
(6) Die Förderung der interkulturellen Kompetenz soll in staatlichen, soweit sie 
dem Landesrecht unterliegen, und in landesgeförderten Aus-, Fort- und berufli-
chen Weiterbildungsangeboten aufgenommen und ausgebaut werden.  
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Antidiskrimi-
nierung 

nicht vorhanden! § 7 Antidiskriminierung 

(1) Das Land ergreift Maßnahmen, die darauf gerichtet und geeignet sind, Diskri-
minierungen zu verhindern und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit entge-
genzuwirken und das Empowerment von Betroffenen zu unterstützen. Dabei för-
dert es Beratungsstrukturen, Maßnahmen und Projekte, die in Diskriminierungs-
fällen begleiten und unterstützen und sich für eine diskriminierungsfreie Gesell-
schaft einsetzen. Das Land räumt präventiven Maßnahmen zur Verhinderung 
von Diskriminierung und Mehrfachdiskriminierung Vorrang ein. Das Land kann 
wissenschaftliche Untersuchungen zu Diskriminierungen, auch merkmalsüber-
greifend, ihren Ursachen und Folgen, insbesondere zur Identifikation institutio-
neller und struktureller Diskriminierungsrisiken und deren Abbau unterstützen; 
ein Rechtsanspruch hierauf besteht nicht. 
 
(2) Innerhalb der Zuständigkeitsbereiche der obersten Landesbehörden wird für 
alle Menschen ein Beschwerdemanagement vorgehalten, welches beim Vorbrin-
gen von Diskriminierungen durch Behörden des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Anwendung kommt. Dies umfasst die Benennung einer Ansprechperson, wenn 
die Effektivität des Beschwerdemanagements nicht auf einem anderen Wege si-
chergestellt wird. Der Regelungsbereich weiterer landes- oder bundesrechtlicher 
Bestimmungen bleibt dabei unberührt, insbesondere der des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1897) in der je-
weils geltenden Fassung. 
 
(3) Das Land wirkt darauf hin, dass in den Ausbildungsfachrichtungen der öffent-
lichen Verwaltung des Landes sowie im Rahmen von Fort- und beruflichen Wei-
terbildungen des Landes das Thema Diskriminierungsschutz, auch merkmals-
übergreifend, berücksichtigt wird. 
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Kommunale 
Integrations-

zentren  

§ 7 Kommunale Integrationszentren 
 
(1) Das Land fördert auf der Grundlage entsprechender Förderrichtlinien Kom-
munale Integrationszentren in Kreisen und kreisfreien Städten, die über ein In-
tegrationskonzept verfügen. Damit sollen im Einvernehmen mit den Gemeinden 
1. Angebote im Elementarbereich, in der Schule und beim Übergang von Schule 
in den Beruf in Zusammenarbeit mit den unteren Schulaufsichtsbehörden unter-
stützt werden, um die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen mit Mig-
rationshintergrund zu verbessern; 
2. die auf die Integration und das Zusammenleben in Vielfalt bezogenen Aktivitä-
ten und Angebote der kommunalen Ämter und Einrichtungen sowie der freien 
Träger vor Ort koordiniert werden.  
 
(2) Die Kommunalen Integrationszentren machen ergänzende Angebote zur 
Qualifizierung der Beschäftigten in Kindertageseinrichtungen, in Schulen und in 
sonstigen Bildungseinrichtungen hinsichtlich einer Förderung von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund sowie einer Zusammenarbeit mit den zu-
gewanderten Eltern.  
 
(3) Das Land unterhält eine zentrale Stelle für die Beratung, Begleitung und den 
Informationsaustausch der in den Kreisen und kreisfreien Städten eingerichteten 
Kommunalen Integrationszentren. 
 
(4) Für Integrationsprojekte mit landesweiter Bedeutung kann das Land im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Kommunen die Strukturen der Kommunalen In-
tegrationszentren nutzen. 

§ 8 Kommunale Integrationszentren 

(1) Das Land fördert auf der Grundlage entsprechender Verwaltungsvorschriften 
Kommunale Integrationszentren in Kreisen und kreisfreien Städten, die über ein 
Integrationskonzept verfügen. Das Integrationskonzept soll die Zusammenarbeit 
und Abstimmung mit freien Trägern vorsehen. Damit sollen im Einvernehmen mit 
den Gemeinden 
 
1. Angebote im Elementarbereich, in der Schule und beim Übergang von der 
Schule in den Beruf in Zusammenarbeit mit den unteren Schulaufsichtsbehörden 
unterstützt werden, um die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen mit 
Einwanderungsgeschichte zu verbessern, 
 
2. die auf die Integration und das Zusammenleben in Vielfalt bezogenen Aktivitä-
ten und Angebote der kommunalen Ämter und Einrichtungen sowie der freien 
Träger vor Ort koordiniert werden; 
 
3. die ehrenamtlichen Angebote in den Kommunen, insbesondere für geflüchtete 
Menschen und weitere Neueingewanderte koordiniert und unterstützt werden.  
 
(2) Die Kommunalen Integrationszentren machen ergänzende Angebote zur 
Qualifizierung der Beschäftigten in Kindertageseinrichtungen, Schulen und sons-
tigen Bildungseinrichtungen hinsichtlich einer Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen mit Einwanderungsgeschichte sowie einer Zusammenarbeit mit den 
zugewanderten Eltern. 
 
(3) Das Land berät und begleitet die in den kreisfreien Städten und Kreisen ein-
gerichteten Kommunalen Integrationszentren und stellt den Informationsaus-
tausch sicher. Hierzu stimmen sich das für Integration zuständige Ministerium 
und das für Schule zuständige Ministerium ab.  
 
(4) Für Integrationsprojekte mit landesweiter Bedeutung kann das Land im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Kommunen die Strukturen der Kommunalen In-
tegrationszentren nutzen. 
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Kommunales 
Integrations-
management  

nicht vorhanden! § 9 Förderung Kommunales Integrationsmanagement 

(1) Das Land fördert auf Basis des nordrhein-westfälischen Zuwendungsrechts 
zur strukturellen Stärkung und Weiterentwicklung der kommunalen Selbstverwal-
tung das Instrument des Kommunalen Integrationsmanagements. Dieses um-
fasst effektive Strukturen der Zusammenarbeit aller auf kommunaler Ebene vor-
handenen Ämter, Behörden und Träger, die Dienstleistungen zur Integration von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte erbringen, sowie individuelle und le-
benslagenbezogene Beratungsangebote, insbesondere für geflüchtete, gedul-
dete und andere neu eingewanderte Menschen. Zielsetzung ist die Unterstüt-
zung einer integrierten und rechtskreisübergreifenden kommunalen Steuerung 
der örtlichen Einwanderungs- und Integrationsprozesse unter Berücksichtigung 
des Teilhabe- und Integrationsverständnisses nach § 1. Die Landesförderung 
richtet sich an die Kreise und kreisfreien Städte, die ein Kommunales Integrati-
onszentrum nach § 8 eingerichtet haben. 
  
(2) Im Rahmen der Förderung ist die Einbeziehung der kreisangehörigen Ge-
meinden besonders zu berücksichtigen und festzulegen, wie die Kreise zur Stär-
kung der interkommunalen Zusammenarbeit auf der Grundlage eines gemeinsa-
men Integrationskonzepts mit ihren kreisangehörigen Gemeinden zusammenwir-
ken. Eine Weitergabe von Mitteln durch die Kreise an ausgewählte kreisangehö-
rige Gemeinden ist entsprechend den Fördergrundsätzen möglich. 
 
(3) Auf anderen Rechtsvorschriften beruhende Leistungen werden durch die För-
derung nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 
 
(4) Die Verwendung der Landesförderung nach den Absätzen 1 und 2 für Vorha-
ben, die bereits durch Mittel der Europäischen Union, des Bundes, des Landes 
Nordrhein-Westfalen oder weiterer Dritter abgedeckt sind, ist nicht zulässig. 
 

Bildung nicht vorhanden! § 10 Integration durch Bildung 

(1) Das Land wirkt auf die Verwirklichung chancengerechter Bildungsteilhabe 
und verzahnter Angebote für ein lebenslanges Lernen der Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte in den Bereichen frühkindlicher Bildung, schulischer und 
außerschulischer Bildung, Kultureller Bildung, Weiterbildung und hochschuli-
scher Bildung in seiner gesamten Breite hin. Das Land erkennt Mehrsprachigkeit 
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als wichtiges Potential für die kulturelle, wissenschaftliche und wirtschaftliche 
Entwicklung Nordrhein-Westfalens und für die Förderung chancengerechter Bil-
dungsteilhabe im Sinne dieses Gesetzes an.  
 
(2) Bildung nach Absatz 1 ist im Sinne dieses Gesetzes als ein umfassender 
Prozess des Erwerbs von Wissen und Fähigkeiten verknüpft mit der Entwicklung 
der Persönlichkeit in Auseinandersetzung mit sich und der Umwelt zu verstehen. 
Bildungsprozesse finden an vielen Orten statt, sie sind nicht an die Grenzen in-
stitutioneller Zuständigkeit gebunden. Neben den formalisierten Prozessen sol-
len die non-formalen und informellen Bildungsprozesse bei Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte bei spezifischen Maßnahmeangeboten an sie berück-
sichtigt werden.  
 
(3) Der Zugang zu Bildung ist ein Menschenrecht und gilt entsprechend für die 
Kinder Asylsuchender in den Zentralen Unterbringungseinrichtungen (ZUE) des 
Landes. Nordrhein-Westfalen kommt dem Recht auf Bildung der Kinder Asylsu-
chender für die Dauer des Aufenthalts in einer Zentralen Unterbringungseinrich-
tung (ZUE) durch ein schulnahes Bildungsangebot nach. Das Land gewährleistet 
nach den Bestimmungen des Schulgesetzes NRW in der jeweils geltenden Fas-
sung den schnellstmöglichen Zugang zu einer Regelschule. 
 
(4) Das Land fördert zur Verwirklichung der Zielsetzung nach Absatz 1 Netz-
werkstrukturen der Eltern- und Lehrermitwirkung, die eng mit den Kommunalen 
Integrationszentren nach § 8 zusammenwirken sollen. 
 
(5) Weitergehende Regelungen des Landes, insbesondere das Kinderbildungs-
gesetz vom 3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 894, ber. 2020 S. 77) und das 
Schulgesetz NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) jeweils in der je-
weils geltenden Fassung, bleiben unberührt. 
 

Sprache, 
Ausbildung 
und Arbeit  

§ 8 Integration durch Beruf/Arbeit 
 
(1) Das Land sieht in Menschen mit Migrationshintergrund aller Altersgruppen 
ein wichtiges Potenzial an qualifizierten Fachkräften oder zu qualifizierenden zu-
künftigen Fachkräften. Deshalb fördert es alle Bestrebungen und Maßnahmen, 
die zu einer optimalen Nutzung der gesetzlichen, auf berufliche Integration der 

§ 11 Integration durch Erwerb der deutschen Sprache, Ausbildung und Ar-
beit 

(1)  
(1) Die Teilhabe am Arbeitsmarkt ist wesentlich für eine gelingende Integration. 
Das Land fördert daher alle Bestrebungen und Maßnahmen, die zu einer optima-
len Nutzung der gesetzlichen, auf die berufliche Integration der Menschen mit 
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Menschen mit Migrationshintergrund abzielende Instrumente des Berufsbil-
dungsgesetzes und der Handwerksordnung, des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB II - Grundsicherung für Arbeitssuchende) und des Dritten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB III - Arbeitsförderung) beitragen. 
 
(2) Das Land setzt sich mit den Akteuren der Arbeitsmarktförderung, der Berufs-
bildung und unter Nutzung der regionalen Arbeitsansätze zur Integration in Beruf 
und Arbeit dafür ein, die Ausbildungs- und Beschäftigungsfähigkeit der Men-
schen mit Migrationshintergrund geschlechterdifferenziert zu stärken. Hierbei 
sind die Potenziale der Menschen mit Migrationshintergrund, wie Mehrsprachig-
keit und berufliche Qualifikation aus dem Herkunftsland, einzubeziehen. 
 
(3) Im Rahmen der auf Landes- und Regionalebene existierenden Gremien wird 
ein besonderer Schwerpunkt auf die Umsetzung der Ziele und Grundsätze der 
Integration gelegt. Deshalb ist eine angemessene Vertretung der Menschen mit 
Migrationshintergrund sicher zu stellen. 

 

Einwanderungsgeschichte abzielenden Instrumente der entsprechenden Ge-
setze auf Bundes- und Landesebene, des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - 
Grundsicherung für Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 10. März 2021 (BGBl. I S. 335) geändert worden ist, und des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. 
März 1997, BGBl. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. April 2021 (BGBl. I S. 802) geändert worden ist, beitragen. Die interkulturelle 
Öffnung des Arbeitsmarktes ist zu unterstützen. 
 
(2) Das Land setzt sich mit den Akteuren der Arbeitsmarktförderung, der Berufs-
bildung und unter Nutzung der regionalen Arbeitsansätze zur Integration in Beruf 
und Arbeit dafür ein, die Ausbildungs- und Beschäftigungsfähigkeit der Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte potenzialorientiert und geschlechterdiffe-
renziert zu stärken. Sprachkenntnisse sind eine wesentliche Voraussetzung für 
die erfolgreiche Teilhabe an Qualifizierung, Ausbildung und Arbeit. Das Erlernen 
der deutschen Sprache ist dabei von zentraler Bedeutung und wird daher geför-
dert, ebenso wie die Ermittlung und Anerkennung informeller und non-formaler 
Kompetenzen wie Mehrsprachigkeit. Im Zuständigkeitsbereich des Landes lie-
gende Strukturen und Verfahren zur Anerkennung von im Ausland erworbenen 
formalen Bildungs- und Berufsabschlüssen sind zu fördern und zu verbessern. 
 
(3) In den durch das Land geregelten ausbildungs- und beschäftigungsfördern-
den Gremien wird ein besonderer Schwerpunkt auf die Beachtung und die Um-
setzung der Regelungen zu Teilhabe und Integration nach den §§ 1 bis 3 gelegt. 
Dabei ist eine angemessene Vertretung der Menschen mit Einwanderungsge-
schichte sicherzustellen. 
  
(4) Das Land arbeitet mit den Organisationen der Wirtschaft, den Gewerkschaf-
ten, der Bundesagentur für Arbeit, den Kommunalen Spitzenverbänden und den 
Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege zusammen, um durch ein über-
greifendes Konzept für Nordrhein-Westfalen individuelle Teilhabe- und Integrati-
onsprozesse durch Erwerb der deutschen Sprache und Bildung neben der Aus-
übung der Berufstätigkeit zu befördern. 
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Freie Träger § 9 Integrationsmaßnahmen freier Träger 
 
Das Land fördert Angebote zur Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund und zur Verbesserung des Zusammenlebens in Vielfalt, die 
1. sich auf die Gestaltung des von gegenseitigem Respekt getragenen Zusam-
menlebens in Stadtteilen, Wohnquartieren und Nachbarschaften beziehen, 
2. sich auf die Weiterentwicklung der interkulturellen Qualifizierung und Öffnung 
von Einrichtungen der sozialen Daseinsvorsorge erstrecken, 
3. der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements von und für Menschen 
mit Migrationshintergrund dienen sollen, 
4. sich auf die gelingende Sozialisation und die altersangemessene gesellschaft-
liche Partizipation junger Menschen mit Migrationshintergrund beziehen, 
5. sich dem aktiven Einsatz gegen Diskriminierung von Menschen mit Migrati-
onshintergrund stellen, 
6. die Erziehungs- und Bildungskompetenz in Zuwandererfamilien unterstützen 
und stärken sollen sowie 
7. Menschen mit Migrationshintergrund in ihrer Rolle als Verbraucherinnen und 
Verbraucher im Marktgeschehen stärken und die interkulturelle Öffnung der Ver-
braucherberatung und Verbraucherbildung voranbringen. 

§ 12 Integrationsmaßnahmen freier Träger 

(1) Das Land strebt eine enge Zusammenarbeit mit den freien Trägern an. Zu 
den freien Trägern zählen nach diesem Gesetz insbesondere die Freie Wohl-
fahrtspflege und die Organisationen von Menschen mit Einwanderungsge-
schichte. Landesgeförderte freie Träger sollen bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben partnerschaftlich mit weiteren Trägern zusammenwirken. 
 
(2) Das Land fördert insbesondere die Integrationsagenturen und ausgewählte 
Organisationen von Menschen mit Einwanderungsgeschichte. Darüber hinaus 
fördert das Land Angebote von Trägern, die 
 
1. sich auf die Integration und die altersangemessene gesellschaftliche Partizi-
pation junger Menschen mit Einwanderungsgeschichte beziehen, 
 
2. Menschen mit Einwanderungsgeschichte in ihrer Rolle als Verbraucherinnen 
und Verbraucher im Marktgeschehen stärken und die interkulturelle Öffnung der 
Verbraucherberatung und Verbraucherbildung voranbringen oder 
 
3. sonstige aus Landessicht wesentliche integrationspolitische Vorhaben zum In-
halt haben. 

 
(3) Der interreligiöse Dialog wird gefördert. Das Land stärkt die Zusammenarbeit 
mit den zivilgesellschaftlich und religiös ausgerichteten Zusammenschlüssen 
muslimischer, alevitischer und anderer Prägung und richtet diese über den Dia-
log hinaus stärker handlungsorientiert aus. Hierzu wird das zivilgesellschaftliche 
Engagement von Vereinen, Verbänden und Initiativen muslimischer, alevitischer 
und anderer Prägung gefördert. 
 

Vertretung 
auf Landes-

ebene 
 
 
 
 
 

§ 10 Vertretung auf Landesebene 
 
(1) Das Land fördert die Arbeit der von den kommunalen Integrationsräten und 
Integrationsausschüssen gebildeten Vertretung der Menschen mit Migrationshin-
tergrund auf Landesebene durch finanzielle Zuwendungen. 
 
(2) Das Land hört die Vertretung der Menschen mit Migrationshintergrund auf 
Landesebene bei der Erfüllung der Integrationsaufgaben an. 

§ 13 Vertretung auf Landesebene 
 
(1) Das Land fördert die Arbeit der von den kommunalen Integrationsräten und 
Integrationsausschüssen gebildeten Vertretung der Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte auf Landesebene, den Landesintegrationsrat Nordrhein-West-
falen, durch finanzielle Zuwendungen. 
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 (3) Bei dem für Vertriebenen- und Aussiedlerfragen zuständigen Ministerium 
wird ein Landesbeirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spätaussiedlerfragen 
gebildet. 
 
(4) Bei den Bezirksregierungen können - im Einvernehmen mit dem für Vertrie-
benen- und Aussiedlerfragen zuständigen Ministerium - Beiräte für Vertrieben-
en-, Flüchtlings- und Spätaussiedlerfragen gebildet werden. 

 
(5) Das Nähere zu den Absätzen 3 und 4 regelt das für Vertriebenen- und Aus-
siedlerfragen zuständige Ministerium nach Anhörung des für Integration zustän-
digen Ausschusses des Landtags durch Rechtsverordnung. 
 

(2) Das Land hört die Vertretungen der Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
bei der Erfüllung der Integrationsaufgaben an. 
 
(3) Bei dem für Vertriebenen- und Aussiedlerfragen zuständigen Ministerium 
wird ein Landesbeirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spätaussiedlerfragen 
gebildet. 

 
(4) Das Nähere zu Absatz 3 regelt das für Vertriebenen- und Aussiedlerfragen 
zuständige Ministerium nach Anhörung des für Integration und des für Kultur zu-
ständigen Ausschusses des Landtags durch Rechtsverordnung. 

Aufnahme 
besonderer 

Gruppen 

 
Teil 3: Aufnahme besonderer Zuwanderergruppen 

 

 
Teil 3: Aufnahme besonderer Einwanderergruppen 

 
Personen-

kreis 
§ 11 Personenkreis 
 
Neu zugewanderte Personen im Sinne dieses Gesetzesteils sind: 
1. Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler (§ 4 Absatz 1 und 2 des Bundesver-
triebenengesetzes) und deren Familienangehörige (§ 7 Absatz 2 des Bundesver-
triebenengesetzes), 
2. Zugewanderte, die als Ausländerinnen oder als Ausländer mit einer oder ei-
nem Spätausgesiedelten im Aufnahmeverfahren eingereist, vom Bundesverwal-
tungsamt registriert und verteilt worden sind, 
3. Ausländerinnen und Ausländer im Sinne von § 23 Absatz 2 des Aufenthalts-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 
162), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. März 2018 (BGBl. I S. 
342) geändert worden ist, 
4. Ausländerinnen und Ausländer im Sinne von § 23 Absatz 4 des Aufenthalts-
gesetzes (Resettlement-Flüchtlinge) sowie 
5. Ausländerinnen und Ausländer im Sinne von § 22 des Aufenthaltsgesetzes. 

§ 14 Personenkreis 

Neu eingewanderte Personen im Sinne der §§ 15 bis 17 sind: 
 
1. Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler im Sinne von § 4 Absatz 1 und 2 des 
Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Au-
gust 2007 (BGBl. I S. 1902), das zuletzt durch Artikel 162 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, und deren Familienangehö-
rige im Sinne von § 7 Absatz 2 des Bundesvertriebenengesetzes, 
 
2. Eingewanderte, die als Ausländerinnen oder als Ausländer mit einer oder ei-
nem Spätausgesiedelten im Aufnahmeverfahren eingereist, vom Bundesverwal-
tungsamt registriert und verteilt worden sind, 
 
3. Ausländerinnen und Ausländer im Sinne von § 23 Absatz 2 des Aufenthalts-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 
162), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 2855) geändert worden ist, 
 
4. Schutzsuchende im Sinne von § 23 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes sowie 
 
5. Ausländerinnen und Ausländer im Sinne von § 22 des Aufenthaltsgesetzes. 
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Aufgaben 
und Ziele 

§ 12 Aufgaben und Ziele 
 
(1) Den Gemeinden obliegt weiterhin die Aufgabe der Aufnahme und Betreuung 
des in § 11 bestimmten Personenkreises. Sie nehmen diese Aufgabe als Pflicht-
aufgabe zur Erfüllung nach Weisung wahr. 
 
(2) Im Rahmen der Erfüllung dieser Aufgaben sind insbesondere zu berücksichti-
gen: 
1. die Bedürfnisse der aufgenommenen Personen einschließlich des Bedarfes 
an spezifischer Beratung und Begleitung. 
2. die Möglichkeiten der aufnehmenden Gemeinden, der Einrichtungen und 
freien Träger der Integrationsarbeit vor Ort. 
 
(3) Die Gemeinden sollen die neu zugewanderten Personen im Sinne von § 11 
nach ihrer Aufnahme vorrangig in endgültigen Wohnraum vermitteln. Ist eine 
Versorgung mit endgültigem Wohnraum im Zeitpunkt der melderechtlichen 
Wohnsitznahme nicht möglich, stellt die aufnehmende Gemeinde im Rahmen 
der Maßnahmen zur Unterstützung der Integration eine angemessene Unter-
kunft für einen vorübergehenden Zeitraum zur Verfügung, es sei denn, die Un-
möglichkeit der Begründung eines Mietverhältnisses ist von den zuziehenden 
Personen zu vertreten. 
 
(4) Die nach § 13 zuständige Landesbehörde, die aufnehmenden Gemeinden 
und die freien Träger der Integrationsarbeit vor Ort arbeiten zur Erreichung der in 
den Absätzen 1 und 2 bestimmten Ziele vertrauensvoll im Interesse der Neuzu-
gewanderten zusammen. 

§ 15 Aufgaben und Ziele 

(1) Den Gemeinden obliegen die Aufgaben der Aufnahme und Betreuung der 
neu eingewanderten Personen. Sie nehmen diese Aufgaben als Pflichtaufgaben 
zur Erfüllung nach Weisung wahr. 
 
(2) Im Rahmen der Erfüllung dieser Aufgaben sind insbesondere zu berücksichti-
gen: 
 
1. die Bedürfnisse der aufgenommenen Personen einschließlich des Bedarfes 
an spezifischer Beratung und Begleitung und 
 
2. die Möglichkeiten der aufnehmenden Gemeinden, Einrichtungen und freien 
Träger der Integrationsarbeit vor Ort. 
 
(3) Die Gemeinden sollen die neu eingewanderten Personen nach ihrer Auf-
nahme vorrangig in endgültigen Wohnraum vermitteln. Ist eine Versorgung mit 
endgültigem Wohnraum im Zeitpunkt der Wohnsitznahme nicht möglich, stellt 
die aufnehmende Gemeinde im Rahmen der Maßnahmen zur Unterstützung der 
Integration eine angemessene Unterkunft für einen vorübergehenden Zeitraum 
zur Verfügung, es sei denn, die Unmöglichkeit der Begründung eines Mietver-
hältnisses ist von den neu eingewanderten Personen zu vertreten. 
 
(4) Die nach § 16 zuständige Landesbehörde, die aufnehmenden Gemeinden und 
die freien Träger der Integrationsarbeit vor Ort arbeiten zur Erreichung der in den 
Absätzen 1 und 2 bestimmten Ziele vertrauensvoll im Interesse der neu einge-
wanderten Personen zusammen. 
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Zuständig-
keiten, Ver-
teilung, Zu-

weisung und 
Unterrich-
tungsrecht 

§ 13 Zuständigkeiten und Unterrichtungsrecht 
 
(1) Das Kompetenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg 
nimmt landesweit die Aufgabe der Verteilung und Zuweisung des Personenkrei-
ses nach § 11 wahr.  
 
(2) Über die Zuweisung der berechtigten Personen nach § 11 Nummer 3 bis 5 
an die Gemeinden entscheidet das Kompetenzzentrum für Integration nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen: 
1. die Aufnahmesituation der Gemeinde, 
2. die verwandtschaftliche Beziehung und der Wohnortwunsch der betroffenen 
Person, 
3. die Integrations-, Betreuungs- und Beschäftigungsmöglichkeit vor Ort, 
4. die gleichmäßige Verteilung im Land. 
 
(3) Das Kompetenzzentrum für Integration koordiniert die Verteilung und Auf-
nahme der Personen nach § 11 Nummer 1 und 2 mit der Erstaufnahmeeinrich-
tung des Bundes und den Gemeinden des Landes. Absatz 2 Satz 2 gilt entspre-
chend. 
 
(4) Dem für Integration zuständigen Ministerium als oberste Aufsichtsbehörde 
steht gegenüber den Gemeinden ein Unterrichtungsrecht hinsichtlich der Zuwei-
sungen sowie der Integrationsmaßnahmen und Integrationsvorhaben zu. Die 
Gemeinden sind auch verpflichtet, für die Zwecke der Integrationsplanung und 
Gewährung der Integrationspauschalen erforderliche Auskünfte zu erteilen. 

§ 16 Verteilung, Zuweisung und Unterrichtungsrecht 

(1) Über die Verteilung und Zuweisung nach den Vorschriften des Aufenthaltsge-
setzes der Personen nach § 14 Nummer 3 bis 5 an die Gemeinden entscheidet 
das Kompetenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Das Kompetenzzentrum für Integration bei der Be-
zirksregierung Arnsberg koordiniert die Verteilung und Aufnahme der Personen 
mit den beteiligten Bundesbehörden, mit der Erstaufnahmeeinrichtung des Bun-
des und den Gemeinden des Landes. 
 
(2) Das Kompetenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg ko-
ordiniert die Verteilung und Aufnahme der Personen nach § 14 Nummer 1 und 2 
mit der Erstaufnahmeeinrichtung des Bundes und den Gemeinden des Landes. 
Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 
 
1. die Aufnahmesituation der Gemeinde, 
 
2. die verwandtschaftliche Beziehung und der Wohnortwunsch der betroffenen 
Person, 
 
3. die Integrations-, Betreuungs- und Beschäftigungsmöglichkeit vor Ort und 
 
4. die gleichmäßige Verteilung im Land. 
 
(3) Dem für Integration zuständigen Ministerium als oberste Aufsichtsbehörde 
steht gegenüber den Gemeinden ein Unterrichtungsrecht hinsichtlich der Zuwei-
sungen sowie der Integrationsmaßnahmen und Integrationsvorhaben zu. Die 
Gemeinden sind auch verpflichtet, für die Zwecke der Integrationsplanung und 
Gewährung der Integrationspauschalen erforderliche Auskünfte zu erteilen. 
 

Integrations-
pauschalen 

§ 14 Integrationspauschalen 
 
(1) Für die Aufnahme des in § 11 genannten Personenkreises gewährt das Land 
den Gemeinden für die Dauer von zwei Jahren ab dem Datum der Einreise In-
tegrationspauschalen 

§ 17 Integrationspauschalen 

(1) Für die Aufnahme und Betreuung nach § 15 Absatz 1 der neu eingewander-
ten Personen gewährt das Land den Gemeinden Integrationspauschalen. Für 
die Dauer von zwei Jahren ab dem Datum der Einreise erhalten die Gemeinden 
für jede nach § 15 aufgenommene Person eine Vierteljahrespauschale in Höhe 
von 300 Euro. Dabei werden auch die im Zeitraum von zwei Jahren ab Einreise 
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1. für jede berechtigte Person nach § 12, die Leistungen nach dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII - Sozialhilfe) bezieht, eine Vierteljahrespau-
schale in Höhe von 1.050 Euro, 
2. für jede berechtigte Person nach § 12, die Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II -Grundsicherung für Arbeitssuchende) bezieht, 
eine Vierteljahrespauschale in Höhe von 250 Euro.  
 
(2) Die Integrationspauschalen dienen den in § 12 Absatz 1 genannten Aufga-
ben. 
 
(3) Die Integrationspauschalen können im begründeten Einzelfall bei Vorliegen 
einer besonderen Härte auf Antrag der Gemeinde angemessen um bis zu 20 
Prozent erhöht werden. 
 
(4) Das Nähere zum Verfahren über die Gewährung der Integrationspauschalen 
regelt das für Integration zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium durch Rechtsverordnung. Die Verordnungsermächtigung er-
streckt sich auch auf die Änderung der in Absatz 1 festgelegten Pauschalhöhen 
bei Veränderung der Leistungssätze nach § 22 SGB II in Verbindung mit § 6 
SGB II und der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII 
sowie der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten 
Kapitel des SGB XII. 
 
(5) Die Auszahlung der Integrationspauschalen an die Gemeinden einschließlich 
der Entscheidung über das Vorliegen eines besonderen Härtefalles nach Absatz 
3 erfolgt durch das Kompetenzzentrum für Integration. Die Gemeinde hat dem 
Kompetenzzentrum für Integration einmal jährlich über die Verwendung der Mit-
tel zu berichten. Das Kompetenzzentrum für Integration trifft im Benehmen mit 
dem für Integration zuständigen Ministerium Regelungen über die Ausgestaltung 
der Berichterstattung. 

der Mutter in Deutschland geborenen Kinder für eine Dauer von zwei Jahren ab 
Geburt berücksichtigt. 
 
(2) Zuständig für die Festsetzung und die Auszahlung der Integrationspauscha-
len ist das Kompetenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg.  
 
(3) Das Verfahren zur Gewährung der Integrationspauschalen regelt das für In-
tegration zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium durch Rechtsverordnung. Die Verordnungsermächtigung er-
streckt sich auch auf die Änderung der in Absatz 1 festgelegten Pauschalen-
höhe. 
 
(4) Das Kompetenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg, 
die Gemeinden und die Ausländerbehörden dürfen, soweit es für die Gewährung 
der Integrationspauschale erforderlich ist, folgende personenbezogene Daten er-
heben, verarbeiten und untereinander übermitteln: 
 
1. Familienname, Geburtsname, Vornamen, Schreibweise der Namen nach 
deutschem Recht, Familienstand, Geburtsdatum, Geburtsort und -bezirk, Sterbe-
datum, Geschlecht, Staatsangehörigkeiten, 
 
2. Datum der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland, Angaben zum Aufent-
haltsstatus, 
 
3. derzeitige und frühere Anschriften, Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des 
letzten Wegzugs aus einer Wohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs 
aus dem Ausland und 
 
4. Abkömmlinge. 
 
(5) Die Gemeinden berichten dem Kompetenzzentrum für Integration bei der Be-
zirksregierung Arnsberg einmal jährlich über die Verwendung der Mittel. Das 
Kompetenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg trifft im Be-
nehmen mit dem für Integration zuständigen Ministerium Regelungen über die 
Ausgestaltung der Berichterstattung. 
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Zuweisun-
gen für In-
tegrations-

maßnahmen 
2018 

§ 14a Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 2018 
 
(1) Die Gemeinden erhalten im Jahr 2018 Zuweisungen in Höhe von insgesamt 
100 Millionen Euro zur Entlastung bei Maßnahmen zur Integration insbesondere 
von Asylbegehrenden, anerkannten Schutzberechtigten und Geduldeten. 
 
(2) Die Zuweisungen werden im Verhältnis der Summe der Personen der nach § 
4 Absatz 3 Satz 1, § 3 Absatz 3 Satz 2 und Satz 3 des Flüchtlingsaufnahmege-
setzes vom 28. Dezember 2003, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
23. Januar 2018 geändert worden ist, erstellten durchschnittlichen Bestandssta-
tistik für die Monate Oktober bis Dezember 2017 mit einem Anteil von  40 Pro-
zent und des nach § 6 Absatz 2 der Ausländer-Wohnsitzregelungsverordnung 
vom 15. November 2016 zum Stichtag 1. Januar 2018 erhobenen Bestandes an 
Personen unter Berücksichtigung von Nachmeldungen bis zum 31. Mai 2018 mit 
einem Anteil von 60 Prozent auf die Gemeinden verteilt. Um eine sachgerechte 
Mindestpartizipation an den Zuweisungen für jede Gemeinde sicherzustellen, er-
hält jede Gemeinde dabei mindestens einen Betrag in Höhe von 50 000 Euro. 
Maßgeblich sind die Daten der Bestandsstatistik nach dem Flüchtlingsaufnah-
megesetz nach Satz 1 in der Fassung nach Überprüfung gemäß § 6 Absatz 3 
Flüchtlingsaufnahmegesetz bis zum 31. Mai 2018. 
 
(3) Der nach Absatz 2 ermittelte Zuweisungsbetrag wird durch die Bezirksregie-
rung Arnsberg - Kompetenzzentrum für Integration - auf der Grundlage der durch 
das für Integration zuständige Ministerium ermittelten Beträge bis spätestens 
zum 31. Oktober 2018 festgesetzt und ausgezahlt. Die Einzelheiten zu den Da-
tengrundlagen, Berechnungen und zur Zahlungsabwicklung regelt das für In-
tegration zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium durch Erlass.  
 
(4) Die Maßnahmen der Gemeinden zur Integration nach Absatz 1 können sich 
an den Zielen und Grundsätzen nach § 1 Nummer 1 bis Nummer 6 und Nummer 
8 und § 2 ausrichten. Gesetzliche Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch, dem Achten Buch Sozialgesetzbuch, dem Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch und dem Asylbewerberleistungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. August 1997 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 254) geändert worden ist, sind keine Maß-
nahmen zur Integration im Sinne des Absatzes 1. 

Regelung tritt zum 31.12.2023 außer Kraft. 
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(5) Die Gemeinden setzen die Zuweisungen für Maßnahmen nach den Absätzen 
1 und 4 ein. Zu ihrer Unterstützung können sie Dritte mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben beauftragen. Die Gemeinden können dabei auch bereits abgeschlos-
sene, noch bestehende oder neue kommunale Maßnahmen zur Integration für 
den Zeitraum 1. Januar 2015 bis 31. Oktober 2019 berücksichtigen. Dabei wird 
unwiderlegbar vermutet, dass Maßnahmen nach Satz 1 bis 3 in den Gemeinden 
jeweils mindestens in Höhe der Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 3 erfolgt 
sind beziehungsweise erfolgen. 
 

Zuweisun-
gen aus dem 

Europäi-
schen Asyl-, 
Migrations- 
und Integra-
tionsfonds 

§ 14b Zuweisungen aus dem Europäischen Asyl-, Migrations- und Integrati-
onsfonds 
(1) Die Kreise und kreisfreien Städte erhalten Zuweisungen infolge der Weiterlei-
tung von Sonderzahlungen für Fälle des Familiennachzugs im Kontext der lega-
len humanitären Aufnahme von Syrern aus der Türkei aus dem Europäischen 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds. Die Gesamthöhe der Zuweisungen 
ergibt sich aus dem vom Bund an das Land tatsächlich erstatteten Betrag in 
2018. Dieser Betrag wird unter Berücksichtigung der von den Gemeinden an die 
Bezirksregierungen gemeldeten Familiennachzugsfälle auf die Kreise und kreis-
freien Städte verteilt. Die Kreise geben die Zuweisungen an ihre kreisangehöri-
gen Gemeinden, in die der jeweilige Familiennachzug erfolgt ist, unverzüglich 
weiter. 
 
(2) Der nach Absatz 1 ermittelte Zuweisungsbetrag wird durch das Kompetenz-
zentrum für Integration auf der Grundlage der durch das für Integration zustän-
dige Ministerium ermittelten Beträge festgesetzt und ausgezahlt.  
 
(3) Die Einzelheiten zur Berechnung und Zahlungsabwicklung regelt das für In-
tegration zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium durch Erlass. 
 

Regelung tritt zum 31.12.2021 außer Kraft. 

Zuweisun-
gen für In-
tegrations-

maßnahmen 
2019 

§ 14c Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 2019 
 
(1) Die Gemeinden erhalten im Jahr 2019 Zuweisungen in Höhe von insgesamt 
400 Millionen Euro zur Entlastung bei Maßnahmen zur Integration und zum kom-
munalen Integrationsmanagement insbesondere von Asylbegehrenden, aner-
kannten Schutzberechtigten und Geduldeten. Zur Unterstützung bei der beson-

§ 18 Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 2019 

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände setzen die Zuweisungen nach § 14c 
Absatz 1 bis 3 sowie Absatz 4 Satz 1 des Teilhabe- und Integrationsgesetzes 
vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), das zuletzt durch Artikel 21 des Geset-
zes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, für den Zeit-
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deren Koordinierungsfunktion gegenüber den kreisangehörigen Gemeinden, ins-
besondere im Bereich des kommunalen Integrationsmanagements und für ei-
gene Integrationsmaßnahmen, erhalten die Kreise in 2019 Zuweisungen in Höhe 
von 32,8 Millionen Euro. Die Festsetzung des jeweiligen Anteils der Kreise er-
folgt unter Berücksichtigung der sich jeweils im Kreisgebiet aufhaltenden ge-
flüchteten Personen entsprechend den nach Absatz 2 zu berücksichtigenden 
Bestandsdaten. § 7 bleibt unberührt. 
 
(2) Die Zuweisungen an die Gemeinden werden im Verhältnis der Summe der 
Personen der nach § 4 Absatz 3 Satz 1, § 3 Absatz 3 Satz 2 und Satz 3 des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes erstellten durchschnittlichen Bestandsstatistik für 
die Monate Oktober bis Dezember 2018 mit einem Anteil von 40 Prozent und 
des nach § 6 Absatz 2 der Ausländer-Wohnsitzregelungsverordnung zum Stich-
tag 1. Januar 2019 erhobenen Bestandes an Personen unter Berücksichtigung 
von Nachmeldungen bis zum 15. Juli 2019 mit einem Anteil von 60 Prozent auf 
die Gemeinden verteilt. Um eine sachgerechte Mindestpartizipation an den Zu-
weisungen für jede Gemeinde sicherzustellen, erhält jede Gemeinde dabei min-
destens einen Betrag in Höhe von 100 000 Euro. Maßgeblich sind die Daten der 
Bestandsstatistik nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz nach Satz 1 in der Fas-
sung nach Überprüfung gemäß § 6 Absatz 3 Flüchtlingsaufnahmegesetz bis 
zum 15. Juli 2019. 
 
(3) § 14a Absatz 3 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die nach Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 2 ermittelten Zuweisungsbeträge Gegenstand des Erlasses 
sind und diese bis spätestens zum 31. Oktober 2019 festgesetzt werden. 
 
(4) § 14a Absatz 4 gilt entsprechend. Im besonderen Interesse des Landes lie-
gen dabei auch Maßnahmen, die der Förderung der Werte entsprechend der 
Vorgaben des Grundgesetzes, dem Spracherwerb, der Stärkung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts durch Wirken gegen Rassismus und Diskriminie-
rung und der Entwicklung und Umsetzung von lebenslagenbezogenen Integrati-
onskonzepten einschließlich der Förderung der Einbürgerung nach dem Staats-
angehörigkeitsgesetz dienen. Abweichend von Satz 1 können die Gemeinden ih-
ren Zuweisungsbetrag nach Absatz 2 auch für Kosten verwenden, die ihnen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz für in ihrem Gemeindegebiet ab dem 
vierten Monat nach Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht tatsächlich sich auf-
haltenden, nach § 60a des Aufenthaltsgesetzes geduldeten Personen entstehen. 

raum vom 1. Januar 2019 bis spätestens zum 30. November 2022 für Maßnah-
men ein, die nicht bereits aus dem Gesetz über die Zuweisung und Aufnahme 
ausländischer Flüchtlinge zu finanzieren sind. 

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben dem Kompetenzzentrum für 
Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg bis zum 31. März 2023 über die 
Verwendung der Mittel nach § 14c des Teilhabe- und Integrationsgesetzes vom 
14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes 
vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, zu berichten und 
ein Testat durch die zuständige Hauptverwaltungsbeamtin oder den zuständigen 
Hauptverwaltungsbeamten oder die Kämmerin oder den Kämmerer vorzulegen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gehen dem § 14c Absatz 5 Satz 1 und 4 des Teilhabe- 
und Integrationsgesetzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), das zuletzt 
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert 
worden ist, vor.  
 
Im Übrigen treten die Regelungen des § 14c TIntG zum 31.12.2023 außer Kraft. 
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Dabei ist sicherzustellen, dass der Zuweisungsbetrag überwiegend für Integrati-
onsmaßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 sowie Absatz 1 einzusetzen ist. 
 
(5) Die Gemeinden und die Gemeindeverbände setzen die Zuweisungen nach 
den Absätzen 1 bis 4 für den Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis spätestens zum 
30. November 2021 ein. Es muss sich dabei nicht um neue Maßnahmen han-
deln. Zu ihrer Unterstützung können sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufga-
ben beauftragen. Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben der Bezirksre-
gierung Arnsberg - Kompetenzzentrum für Integration - bis zum 31. März 2022 
über die Verwendung der Mittel zu berichten und ein Testat durch den zuständi-
gen Hauptverwaltungsbeamten oder Kämmerer vorzulegen. Die Verwendung 
der Zuweisungen für Integrationsausgaben, die bereits durch Mittel der Europäi-
schen Union, des Bundes, des Landes Nordrhein-Westfalen oder weiterer Dritter 
abgedeckt sind, ist nicht zulässig. Einzelheiten zu den Sätzen 1 bis 4 regelt das 
für Integration zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium durch Erlass. 
 

 
Teil 4: Schlussvorschriften 

 
Landesinteg-

rationsbe-
richt / Lan-
desbericht 

für Teilhabe 
und Integra-
tion und / so-
wie Statistik 

§ 15 Landesintegrationsbericht und Statistik 
 
(1) Die Landesregierung legt dem Landtag alle fünf Jahre einen Integrationsbe-
richt vor, der die Bevölkerungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung 
der Zuwanderung (Zuwanderungsmonitoring), den Stand der Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund auf der Grundlage von Zielen und Indikato-
ren (Integrationsmonitoring) sowie die integrationspolitischen Maßnahmen und 
Leistungen des Landes in umfassender Weise dokumentiert und bewertet. 
 
 
(2) Das Prinzip des Gender Mainstreaming ist sowohl bei der Erstellung von Sta-
tistiken wie auch im Kontext der Erarbeitung von Indikatoren nach § 15 (1) 
grundsätzlich zu beachten. 
 
(3) Jährlich wird eine kommentierte Zuwanderungs- und Integrationsstatistik ver-
öffentlicht. 

§ 19 Landesbericht für Teilhabe und Integration sowie Statistik 

(1) Die Landesregierung legt dem Landtag alle fünf Jahre einen Teilhabe- und 
Integrationsbericht vor, der die Bevölkerungsentwicklung unter besonderer Be-
rücksichtigung der Einwanderung (Einwanderungsmonitoring), den Stand der In-
tegration von Menschen mit Einwanderungsgeschichte auf der Grundlage von 
Zielen und Indikatoren (Integrationsmonitoring) sowie die teilhabe- und integrati-
onspolitischen Maßnahmen und Leistungen des Landes in umfassender Weise 
dokumentiert und bewertet. 
 
(2) Das Prinzip des Gender Mainstreaming soll sowohl bei der Erstellung von 
Statistiken wie auch im Kontext der Erarbeitung von Indikatoren nach Absatz 1 
beachtet werden. 
 
(3) Jährlich werden eine kommentierte Einwanderungs- und Integrationsstatistik 
veröffentlicht sowie statistische Informationen für die Kommunen bereitgestellt. 
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(4) Das Land unterstützt Kreise, kreisfreie Städte und Gemeinden beim Aufbau 
eines lokalen und regionalen Einwanderungs- und Integrationsmonitorings.  
 

Inkrafttreten, 
Außerkraft-
treten, Be-

richtspflicht, 
Evaluation 

§ 16 Inkrafttreten, Berichtspflicht 
 
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. Gleichzeitig treten das Lan-
desaufnahmegesetz vom 28. Februar 2003 und die Aussiedler-Zuweisungsver-
ordnung vom 29. April 1997 außer Kraft. 
 
(2) Die Landesregierung überprüft unter Einbeziehung der Kommunalen Spitzen-
verbände und der an der Integration der Menschen mit Migrationshintergrund 
beteiligten Verbände und Organisationen die Auswirkungen dieses Gesetzes 
und berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezember 2016 und danach alle fünf 
Jahre über die Erfahrungen mit diesem Gesetz. 

§ 20 Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Evaluation 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Januar 2022 in Kraft. § 
18 tritt am 1. Dezember 2021 in Kraft.  
 
(2) Das Teilhabe- und Integrationsgesetz vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 
97), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 
218b) geändert worden ist, tritt vorbehaltlich des Satzes 2 mit Ablauf des 31. De-
zember 2021 außer Kraft. Die §§ 14a und 14c des Teilhabe- und Integrationsge-
setzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), das zuletzt durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, treten 
am 31. Dezember 2023 außer Kraft. 
 
(3) Die Landesregierung überprüft unter Einbeziehung der Kommunalen Spitzen-
verbände, der Wissenschaft und der an der Teilhabe und Integration beteiligten 
Verbände und Organisationen die Auswirkungen und Ziele dieses Gesetzes und 
berichtet hierzu dem Landtag bis zum 31. Dezember 2025. Der Landesbeirat für 
Teilhabe und Integration nach § 3 Absatz 10 ist einzubeziehen. 
 

 
 


